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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Hamburg vom 17. Mai 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die statthafte und zulÃ¤ssige, insbesondere fristgerecht eingelegte Beschwerde
(Â§Â§ 172, 173 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), der das Sozialgericht nicht
abgeholfen hat (Â§ 174 SGG), ist nicht begrÃ¼ndet.

Das Beschwerdegericht versteht das Begehren des Antragstellers so, dass er den
Beschluss des Sozialgerichts lediglich insoweit anficht, als dieses darin eine
(vorlÃ¤ufige) Verpflichtung der Antragsgegnerin zur Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r
eine Erweiterung der BadezimmertÃ¼r in der Wohnung des Antragstellers aus
Sozialhilfemitteln verneint; die Frage einer Verpflichtung zur Hilfe bei der Reparatur
des FernsehgerÃ¤ts wirft er in seiner Beschwerde nicht mehr auf. Das Sozialgericht
hat in diesem Sinne den Erlass einer einstweiligen Anordnung nach Â§ 86 b Abs. 2
SGG zu Recht abgelehnt. Der Antragsteller hat nicht mit der im Eilverfahren
notwendigen hohen Wahrscheinlichkeit im Sinne des Â§ 920 Abs. 2
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https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/173.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/174.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/920.html


 

Zivilprozessordnung i.V.m. Â§ 86 b Abs. 2 Satz 4 SGG glaubhaft gemacht, dass zur
Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf die Erweiterung der
BadezimmertÃ¼r eine einstweilige Anordnung nÃ¶tig sei, um wesentliche Nachteile
von ihm abzuwenden (Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG).

Ã�ber die Frage, ob angesichts der schweren Behinderung des Antragstellers eine
Verbreiterung der TÃ¼r notwendig sei, ist zwischen den Beteiligten bereits im
Klageverfahren vor dem Verwaltungsgericht Hamburg 13 K 3204/2000 ausgiebig
gestritten worden. Danach steht zwar fest, dass die TÃ¼r im gegenwÃ¤rtigen
Zustand fÃ¼r den Rollstuhl des Antragstellers zu schmal ist, so dass dieser nicht bis
vor die Badewanne geschoben werden kann. Voraussichtlich wÃ¼rde jedoch auch
eine Verbreiterung der TÃ¼r nicht dazu fÃ¼hren, dass der Antragsteller dort ohne
fremde Hilfe wÃ¼rde baden kÃ¶nnen (vgl. Schriftsatz der Antragsgegnerin vom 2.
Dezember 2002). FÃ¼r das Problem der engen Durchfahrt durch die TÃ¼r war
gleichwohl eine LÃ¶sung dergestalt gefunden worden, dass der Antragsteller diese
mit einem â�� schmaleren â�� fahrbaren Toilettenstuhl bewÃ¤ltigt. Er hatte
daraufhin erklÃ¤rt, die Verbreiterung der BadezimmertÃ¼r sei "nicht mehr
erforderlich, da ich einen Toilettenstuhl bekommen habe" (Schriftsatz vom 4. Januar
2004; desgleichen Schriftsatz vom 14. Februar 2004). Wenn der Antragsteller
nunmehr im Beschwerdeverfahren geltend macht, er habe diese ErklÃ¤rung
seinerzeit nur aus Angst abgegeben, weil er befÃ¼rchtet habe, andernfalls auf eine
spezielle Schwerbehindertenwohnung oder einen Heimplatz verwiesen zu werden,
so Ã¼berzeugt das schon deswegen nicht, weil er damals ausdrÃ¼cklich seine
Zufriedenheit mit dieser LÃ¶sung hervorhob. Auch sein Vorbringen, der
Toilettenstuhl sei fast genau so groÃ� wie der Rollstuhl, er passe zwar noch durch
die TÃ¼r, lasse aber keinen Platz fÃ¼r die Pflegerin, vorbeizugehen und ihm in die
Badewanne zu helfen, verfÃ¤ngt nach Auffassung des Senats nicht. Denn wenn die
Pflegerin schon nicht an dem â�� kleineren â�� Toilettenstuhl vorbeikommen kann,
wÃ¼rde sie dem Antragsteller erst recht nicht im Bad helfen kÃ¶nnen, wenn er
(nach Verbreiterung der TÃ¼r) dort mit dem Rollstuhl hinein fÃ¤hrt. So jedenfalls
stellt sich der nÃ¶tigenfalls im Hauptsacheverfahren nÃ¤her aufzuklÃ¤rende
Sachverhalt nach Aktenlage dar. Unter diesen Voraussetzungen kommt eine
einstweilige Regelung durch das Gericht nicht in Betracht.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits in der Hauptsache.

Die Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt aus Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 08.01.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               2 / 2

https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
http://www.tcpdf.org

